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L Ä N D E R B E R I C H T

Reicher Kongo, armer Kongo 
RÜCKBLICK, DERZEITIGE LAGE, SZENARIEN UND HANDLUNGSOPTIONEN 

FÜR DIE ZUKUNFT

Trotz unglaublichen Rohstoffreichtums in der Demokratischen Republik Kongo wird die 
notleidende Bevölkerung immer ärmer und im Land spielt sich eine der größten humani-
tären Katastrophen weltweit ab. Der vorliegende Bericht stellt zunächst die derzeitige 

politische und wirtschaftliche Situation im Land dar um sich im Anschluss möglichen 
Handlungsoptionen und Zukunftsszenarien zu zuwenden. 

Rückblick: Was bisher geschah 

Da Präsident Joseph Kabila bereits zwei Amtszeiten absolviert hat, erlaubt ihm die kongole-
sische Verfassung nicht, erneut zu kandidieren. Ende 2016 hätten daher Präsidentschafts-
wahlen1 stattfinden müssen, die auf Grundlage einer Vereinbarung zwischen Regierung und 
weiten Teilen der Opposition auf das Jahr 2017 verschoben werden sollten (das sog. „Silves-
terabkommen“ vom 31. Dezember 2016). Doch auch im vergangenen Jahr gelang es der 
Regierung - mit Hinweis auf die prekäre Sicherheitslage in den Kasai-Provinzen sowie auf-
grund zahlreicher finanzieller, logistischer und organisatorischer Hürden - die (vereinbarten) 
Wahlen zeitlich weiter zu verschleppen. Die sogenannte unabhängige Wahlkommission CENI 
(„Commission Électorale Nationale Indépendante“) hat (vor allem auf Druck der Internatio-
nalen Staatengemeinschaft) in der Zwischenzeit den Wahltag auf den 23. Dezember 2018 
festgesetzt. 

Wahlvorbereitung,  Demonstrationen und Verlängerung der UN-Friedensmission 

Bei der Wahl sollen erstmalig auch elektronische Wahlmaschinen verwendet werden, deren 
Einsatz allerdings sowohl von der Internationalen Staatengemeinschaft als auch von der 
kongolesischen Opposition abgelehnt wird, da dies etwaige Wahlmanipulation begünstigen 
könnte.2 Fakt ist: Die fortlaufende Verschiebung der Wahlen (in jüngster Vergangenheit), 
das Festklammern Kabilas an der Macht sowie die sich stetig verschlechternden sozio-
ökonomischen Bedingungen steigert die Unzufriedenheit im Land3: So kam es im Jahr 2018 

1 Seit 2006 fanden zudem auch keine Senatswahlen mehr statt. 

2 Die Wahlmaschinen wurden in Südkorea hergestellt und können ausschließlich in französischer Sprache 
bedient werden. Diese Tatsache ist nicht ganz unproblematisch, da es in der Demokratischen Republik 
Kongo vier weitere Amtssprachen gibt und darüber hinaus auch viele Kongolesen gar nicht lesen und 
schreiben können. Insgesamt sollen im gesamten Land ca. 60.000 Wahlmaschinen zum Einsatz kommen, 
die von etwa 600.000 bis 650.000 Wahlhelfern bedient werden sollen. Zudem ist der voll funktionsfähige 
Einsatz der Maschinen unter schwierigen klimatischen Bedingungen fraglich. Interessant auch: Selbst die 
Wahlkommission in Südkorea, das Herstellerland der Maschinen, distanzierte sich offiziell vom Einsatz 
dieser Technik. 

3 Laut einer Umfrage, die u.a. von der renommierten Congo Research Group der Universität New York im 
März 2018 durchgeführt wurde, würden bei einer Wahl derzeit nur 17 Prozent der Kongolesen für einen 
Präsidentschaftskandidaten aus dem Regierungslager stimmen, 80 Prozent der Befragten geben an, sie 
seien mit der Arbeit des Amtsinhabers Kabila unzufrieden. An dieser Stelle sei allerdings erwähnt, dass 
die kongolesische Verfassung seit 2011 für die Präsidentschaftswahl keinen zweiten Wahlgang mehr vor-
sieht, d.h. gewählt ist, wer bei der Wahl die einfache Stimmenmehrheit erhält. Somit kann theoretisch 
auch bei einem Zuspruch von nur ca. 20 - 25 Prozent der Wählerstimmen, ein Kandidat (aus dem Regie-
rungslager?) zum Präsidenten gewählt werden, wenn die Opposition sich zersplittert zeigt und viele Kan-
didaten antreten. 
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unter Federführung der im Land sehr einflussreichen Katholischen Kirche zu einer Vielzahl 
von Protesten gegen die Regierung4, die von den kongolesischen Sicherheitskräften mit aller 
Härte (u.a. massiver Einsatz von Tränengas und scharfer Munition) niedergeschlagen wur-
den. Die traurige Bilanz (nach Angaben der Vereinten Nationen) bisher: nahezu zwei Dut-
zend Tote, mehr als 100 Verletzte und über 200 Verhaftungen (darunter viele Geistliche). 
Die größtenteils friedlichen Demonstranten verlangen die bedingungslose Einhaltung des 
Silvesterabkommens, den Rücktritt des Präsidenten oder zumindest eine eindeutige Erklä-
rung seinerseits, für eine dritte Amtszeit (durch Änderung der Verfassung) nicht zur Verfü-
gung zu stehen. 

Ende März 2018 wurde das Mandat der Friedensmission der Vereinten Nationen in der De-
mokratischen Republik Kongo (MONUSCO) nicht nur um ein Jahr verlängert, sondern es er-
folgte zeitgleich eine politische Profilschärfung: zukünftig schließt das UN-Mandat den 
Schutz von Zivilisten auch vor staatlicher Gewalt ein. Zudem wurde per UN-Resolution Prä-
sident Kabila im Vorfeld der Wahlen zu „vertrauensbildenden Maßnahmen“, wie etwa der 
Freilassung politischer Häftlinge sowie die Erlaubnis zur Rückkehr von Oppositionellen aus 
dem Exil5, aufgefordert. Somit hat der UN-Sicherheitsrat klare Zeichen gesetzt, die konkrete 
Umsetzung steht allerdings noch aus. 
 
Sicherheitslage, Armut und humanitäre Katastrophe 

Im Jahre 2018 wurden die Kämpfe zwischen Regierungstruppen und der Miliz Kamuina Nsa-
pu in den Kasai-Provinzen zwar weitgehend eingestellt, aber die Hungerkrise ist noch lange 
nicht bewältigt. Die in ihre Dörfer zurückkehrende Bevölkerung muss unter schwierigen Be-
dingungen Aufbauarbeit leisten, da deren Häuser und Felder überwiegend zerstört wurden. 
Im ohnehin konfliktbeladenen Osten des Landes tobt weiter der Kampf zwischen dem kon-
golesischen Militär und zahlreichen Rebellengruppen um die regionale Vorherrschaft sowie 
um Bodenschätze6. Ein Ende der Auseinandersetzungen ist hier nicht in Sicht, die Gesamtsi-
tuation vor Ort ist unübersichtlich und fast täglich kommt es zu Toten und Verletzten unter 
der Zivilbevölkerung, dem Militär und Milizen. Kongo-Kenner gehen sogar davon aus, dass 
die Regierung die instabile Situation im Land ausnutzt, um den Präsidenten weiterhin im 
Amt zu halten – und damit die lokalen Rebellengruppen für eigene Zwecke des Machterhalts 
missbraucht.7  

                                                                                                                                   

 
4 Konkret fanden bisher an folgenden Tagen Demonstrationen statt, die durch katholischen Laiengruppen 
organisiert wurden: 31. Dezember 2017, 21. Januar 2018 und 25. Februar 2018. Danach wurden die 
Demonstrationen zeitweise ausgesetzt, um der Regierung die Möglichkeit zu geben, auf die Forderungen 
der Demonstranten angemessen zu reagieren. Anfang Mai 2018 erklärte das Komitee der katholischen 
Laiengruppen CLC („Comité Laïc de Coordination“), dass die Regierung bisher nicht viel dazu beigetragen 
habe, die angespannte politische Lage zu entschärfen (z.B. durch die Freilassung politischer Gefangener). 
Deshalb wurden neue gewaltfreie Protestaktionen angekündigt, ein konkreter Zeitpunkt hierfür wurde 
allerdings bisher nicht genannt. 
 
5 Hierbei geht es in der öffentlichen Debatte insbesondere um die Rückkehr des im Volk äußerst populä-
ren Ex-Gouverneurs von Katanga (und früheren Vertrauten des Präsidenten) Moïse Katumbi aus seinem 
Exil. Katumbi hat in der Zwischenzeit von Südafrika aus eine eigene Wahlplattform gegründet („Ensemble 
pour le Changement“), in den Kongo ist er aber bislang noch nicht zurückgekehrt, da ihm dort seine Ver-
haftung droht (u.a. Anklage wegen illegaler Immobiliengeschäfte und der Anstellung von Söldnern). Ex-
perten gehen davon aus, dass die Anklagepunkte einer tatsächlichen rechtlichen Grundlage entbehren, 
sondern stattdessen konstruiert wurden, um seine geplante Präsidentschaftskandidatur zu verhindern. 
Zudem wird über seine angebliche doppelte Staatsangehörigkeit (er soll – zumindest in der Vergangen-
heit – neben einem kongolesischen Pass auch einen italienischen besessen haben) diskutiert, die ihm aus 
Sicht der kongolesischen Gesetzgebung eine Präsidentschaftskandidatur wohl nicht erlauben würde. Re-
gierungssprecher Lambert Mende betonte kürzlich noch einmal, dass Katumbi derzeit nicht die kongolesi-
sche Staatsangehörigkeit besitze, da man mit der Annahme einer anderen Nationalität, automatisch die 
kongolesische Staatsangehörigkeit verlieren würde. Zuletzt wurde das Gerücht gestreut, er sei an der 
Planung eines Staatsstreiches gegen den Präsidenten verwickelt. Moïse Katumbi bestreitet alle gegen ihn 
erhobenen Vorwürfe, spricht von einer von Regierungsseite aus gesteuerten politischen Kampagne gegen 
ihn und beteuert, dass sein „Kampf für das kongolesische Volk“ ausschließlich friedlicher Natur sei. Zu-
dem behauptet Katumbi, dass Kabila große Angst vor ihm habe und sogar versuche, ihn ermorden zu 
lassen (Interview in der belgischen Tageszeitung Le Soir, 13. Mai 2018). Anhänger Katumbis sehen sich 
darüber hinaus staatlicher Repressalien ausgesetzt: so kam es beispielsweise am 9. Mai 2018 laut kongo-
lesischen Medienberichten zur Verhaftung von fünf Katumbi-Sympathisanten in Kisangani. 
 
6 Ohne Zweifel spielen auch ethnische Konflikte hierbei eine Rolle. 
 
7 Es steht laut internationaler Experten sogar der Vorwurf im Raum, dass kongolesische Sicherheitskräfte 
gezielt mit Rebellengruppen kollaborieren, um das Land weiter zu destabilisieren.  
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Neben den bürgerkriegsähnlichen Zuständen in weiten Teilen des Landes spielt sich in der 
Demokratischen Republik Kongo eine der schwersten humanitären Krisen der Welt ab: Das 
flächenmäßig zweitgrößte Land Afrikas zählt ein Prozent der Weltbevölkerung, aber 12 Pro-
zent aller weltweit Hungernden leben in der Demokratischen Republik Kongo. Im Oktober 
2017 rief die UN für das Land die höchste humanitäre Notstandstufe aus. Konkret sprechen 
die Vereinten Nationen von 13 Millionen notleidenden Menschen insgesamt, davon zwei Mil-
lionen unterernährten Kindern. Am 13. April 2018 fand in Genf eine internationale Geber-
konferenz statt, um Hilfsgelder für den Kongo zu sammeln. Dabei wurden Einnahmen in Hö-
he von 430 Millionen Euro erzielt (die im Vorfeld genannten Erwartungen lagen allerdings 
bei etwa 1,4 Milliarden Euro als Zielmarke). Bemerkenswert dabei ist, dass die kongolesi-
sche Regierung das Treffen mit der Begründung boykottiert hat, das Ausmaß der Krise im 
Land werde von der Internationalen Staatengemeinschaft bei Weitem übertrieben und die 
Konferenz sei folglich imageschädigend sowie schädlich für das Investitionsklima. Traurige 
Wahrheit ist: Durch das Bestreiten von Fakten seitens der Regierung sind nach Ansicht eini-
ger Experten, die Überlebenschancen von Tausenden Menschen in den Konfliktregionen ge-
fährdet. Hinzu kommt ein unbeschreiblich hohes Ausmaß an Flucht und Vertreibung: Insge-
samt zählt die Demokratische Republik Kongo mittlerweile laut UN-Angaben über 4,5 Millio-
nen Binnenvertriebene. Die Tendenz ist täglich steigend (nach Schätzungen von UN-
Experten kann es bis zu 6,8 Millionen Binnenvertriebene bis Ende 2018 geben). 20 der 26 
Provinzen im Kongo gelten als von Gewalt und Vertreibung betroffen. 
 
Zukunftsszenarien und Handlungsoptionen 
 
Im Folgenden soll es – unter Berücksichtigung verschiedener Faktoren – darum gehen, 
mehrere Szenarien und Handlungsoptionen darzustellen und zu bewerten, die für die Zu-
kunft des Landes von Relevanz sind:8 
 

1. Die alles entscheidende Frage ist, ob die Regierung in den nächsten Wochen und 
Monaten glaubhaft vermitteln kann, dass sie die für Ende des Jahres angesetzten 
Wahlen (Präsidentschaftswahl, Wahlen zum Nationalparlament und Provinzwahlen) 
nicht nur durchführen möchte, sondern auch in der Lage sein wird, dies in einer  
fairen, demokratischen und transparenten Art und Weise zu tun. Das würde auch 
die bereits oben erwähnte Freilassung politischer Gefangener und die Garantie, 
dass wichtige Oppositionspolitiker nach ihrer Rückkehr aus dem Exil nicht verhaftet 
werden und bei den Wahlen antreten können, beinhalten. Ferner: Friedliche De-
monstrationen werden gestattet, die Meinungs- und Pressefreiheit respektiert. Vor-
behalte der Opposition hinsichtlich der Neutralität der Wahlkommission (deren Mit-
glieder vom Präsidenten bestimmt wurden) sowie der Nutzung von elektronischen 
Wahlmaschinen werden von Regierungsseite aus in Zukunft ernst genommen und 
es wird gemeinsam mit allen wichtigen politischen Akteuren des Landes (v.a. Re-
gierung, Opposition, Zivilgesellschaft und Kirchen) nach Lösungen gesucht, um 
Vertrauen in den Wahlprozess herzustellen. Der Präsident erklärt spätestens Mitte 
des Jahres (aus Gründen der Glaubwürdigkeit am besten persönlich), dass er die 
Verfassung respektiert und für eine weitere Amtszeit definitiv nicht mehr zur Ver-
fügung stehen wird. Sowohl aus dem Regierungslager als auch aus dem der Oppo-
sition werden - unter strikter Einhaltung des Wahlkalenders und der gesetzlichen 
Vorgaben - Kandidaten für die Wahlen bestimmt, die ohne staatliche Repressalien 
Wahlkampf führen können. Dieses Szenario wäre dem Land und seiner notleiden-
den Bevölkerung ohne Zweifel zu wünschen, doch ist - nach Meinung der Mehrheit 
nationaler und internationaler Experten - nach wie vor der ausdrückliche politische 
Wille der Regierung, einen demokratischen Machtwechsel in die Wege zu leiten, 
nicht ernsthaft zu erkennen, bzw. ist weiterhin große Skepsis angebracht. Zumin-
dest  „nach außen hin“ sind die Wahlvorbereitungen am Laufen9 und die Parteien 

                                                                                                                                   

 
8 Aufgrund der komplexen Gesamtsituation erheben diese Szenarien keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
Des Weiteren sei darauf verwiesen, dass die geschilderten Szenarien sich nicht notwendiger Weise ge-
genseitig ausschließen, sondern unter Umständen auch (zumindest einige davon) zeitgleich in unter-
schiedlicher Ausprägung eintreten können. 
 
9 Ende April 2018 wurde dem UN-Sicherheitsrat ein Bericht über den derzeitigen Sachstand der Wahlvor-
bereitungen vorgelegt (öffentlich bekannt wurde dieser Bericht am 7. Mai 2018). Zwei Punkte bedürfen 
dabei besonderer Erwähnung: 1. Nach wie vor hat die Regierung zu wenig „vertrauensbildende Maßnah-
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sind dabei, sich für den anstehenden Wahlkampf organisatorisch und personell auf-
stellen. Dennoch scheint das Spiel auf Zeit seitens der Regierung seine Fortsetzung 
zu finden, indem im Hintergrund weiterhin Argumente (sicherheitstechnischer, or-
ganisatorischer10, logistischer und finanzieller Art) gesucht werden, die Wahlen er-
neut zu verschieben.  
 

2. In diesem Szenario, an dessen Ende die Bildung einer Übergangsregierung (zur 
Vorbereitung demokratischer Wahlen) unter Beteiligung aller politischen Kräfte11 
stehen könnte, setzt die Katholische Kirche (mit Unterstützung protestantischer 
und muslimischer Verbände sowie Teilen der Opposition und Jugendbewegungen) 
ihre friedlichen Proteste gegen die Regierung fort. Dann wird es darauf ankommen, 
ob diese, wie in der Vergangenheit geschehen, durch die Sicherheitskräfte gewalt-
sam unterdrückt werden, oder ob es möglicherweise dazu kommt, dass die Sicher-
heitskräfte (die sich einer immer größer werdenden Anzahl von Demonstranten 
entgegenstellen müssen) sich am Ende mit den Demonstranten zusammenschlie-
ßen. Das hängt wesentlich davon ab, wie sich die sozio-ökonomische Gesamtsitua-
tion im Land zukünftig entwickelt (und damit der Frust in der Bevölkerung in Gänze 
zunimmt) und ob die Sicherheitskräfte von staatlicher Seite ihren Lohn erhalten. 
Zurzeit sieht es danach aus, dass zumindest Teile der Armee (u.a. die gut bewaff-
nete Präsidialgarde) weiterhin ihren Sold bekommen und sich damit loyal gegen-
über der Regierung verhalten werden. Der innere Führungskreis um den Präsiden-
ten herum scheint darüber hinaus gefestigt. Inwieweit die Katholische Kirche als 
wichtiger Machtfaktor und große moralische Autorität im Land allein durch ihre Pro-
teste Veränderungen herbeiführen kann, wird sich zeigen. Die bisherigen Demonst-
rationen haben ohne Zweifel nicht nur die hohe Mobilisierungskraft der Katholi-
schen Kirche eindrucksvoll belegt, sondern auch die internationale mediale Öffent-
lichkeit für die Lage im Land gesteigert - allerdings auch die Entschlossenheit der 
Regierung, gegen ihre vermeintlichen Gegner noch härter als bisher vorzugehen. 
Greifbare Erfolge im Sinne einer bedeutenden „positiven Verhaltensänderung“ des 
Präsidenten und seiner herrschenden Machtelite sind hingegen (zumindest bislang) 
nicht zu erkennen. 

 
3. Sollte man die humanitäre Katastrophe im Land nicht in den Griff bekommen, führt 

dies zu mehr Flucht und Vertreibung. Die Nachbarländer des Kongos (insbesondere 
Angola, das von den Flüchtlingswellen aus dem Kongo besonders betroffen ist) er-
höhen zunächst den politischen Druck auf die Regierung Kabila, wirksame Gegen-
maßnahmen gegen die Krise im Land zu ergreifen. Sollte dies nichts bewirken, 
steht auch eine (militärische?) Intervention von außen (d.h. von den Nachbarstaa-
ten) im Raum (die es in der Vergangenheit durch die aktive Unterstützung Laurent-
Désiré Kabilas durch Uganda, Burundi und Ruanda beim Sturz des Langzeitherr-
schers Mobutu Sese Seko im Jahre 1997 bereits gab12). Dieses Szenario wird dann 
wahrscheinlicher, wenn die Nachbarstaaten befürchten müssen, dass ein instabiler 
Kongo die Stabilität der gesamten Region gefährdet und damit vor allem auch ihre 
eigenen wirtschaftlichen Interessen, die sie im rohstoffreichen Kongo haben. An-
ders ausgedrückt: An einem Kongo, das im Chaos versinkt, können sie folglich kein 

                                                                                                                                   

men“ in die Wege geleitet, die die Grundlage für die Durchführung von freien und transparenten Wahlen 
darstellen. 2. Es fehlt noch immer von Seiten der Wahlkommission ein klarer Finanzierungsplan zur 
Durchführung der Wahlen. Die kongolesische Regierung möchte die Wahlen aus Gründen „nationaler 
Souveränität“ nicht mit Geldern der Internationalen Staatengemeinschaft durchführen (obwohl diese fi-
nanzielle und technische Unterstützung im großen Umfang angeboten hat), sondern ausschließlich aus 
Eigenmitteln. 
 
10 Derzeit stellt nach Angaben der Wahlkommission, die Wählerregistrierung der im Ausland lebenden 
Kongolesen aus organisatorischen Gründen eine große Herausforderung dar. Man wolle dieses Problem 
aber zügig lösen, erklärte der Vorsitzende der Wahlkommission Corneille Nangaa am 13. Mai 2018 in 
Goma. 
 
11 Die Bildung einer solchen Regierung war bereits Bestandteil des (gescheiterten) Silvesterabkommens. 
Zudem hat das Land in der Vergangenheit nicht die besten Erfahrungen mit Übergangsregierungen ge-
macht: Letztlich ging es hierbei stets um eine lukrative Postenvergabe und nicht um das Einleiten eines 
wirklichen Demokratisierungsprozesses. 
 
12 Beim Sturz Mobutus spielten allerdings auch (politische und wirtschaftliche) Interessen der Westmäch-
te eine nicht unwesentliche Rolle. 
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Interesse haben, zumindest ab dem Zeitpunkt, an dem eigene geostrategische, 
machtpolitische und wirtschaftliche Interessen Gefahr laufen, sich zum eigenen 
Nachteil zu entwickeln. Auch sei an dieser Stelle auf die Bedeutung Südafrikas als 
zentraler politischer und wirtschaftlicher Akteur auf dem afrikanischen Kontinent 
verwiesen: Südafrikas neuer Präsident Cyril Ramaphosa hätte ohne Zweifel die 
Möglichkeit, auf Kabila in vielfacher Weise einzuwirken. Allerdings sieht es nach 
Auskunft südafrikanischer Meinungsführer derzeit danach aus, dass Ramaphosa 
seine innenpolitische Agenda als prioritär ansieht und daher vermutlich keinen be-
deutenden Beitrag zur Lösung der „Kongo-Frage“ leisten wird. 

 
4. Im folgenden Abschnitt geht es um die Rolle der Internationalen Staatengemein-

schaft: Diese muss sich selbstkritisch die Frage stellen, ob ihre Maßnahmen, den 
Druck von außen auf die Regierung zu erhöhen, bisher den gewünschten Effekt er-
zielt haben. Zumindest scheinen die gegen hohe Regierungsvertreter und Militärs 
verhängten Individualsanktionen und das Einfrieren von Auslandskonten die 
Machthaber in weiten Teilen unbeeindruckt gelassen zu haben. Es sei an dieser 
Stelle zu überlegen, die seit langem von internationalen Beobachtern geforderte 
Ausweitung der Sanktionen auf den inneren Machtzirkel des Präsidenten auszuwei-
ten. Auch erscheint es notwendig, dass die internationalen Akteure vermehrt mit 
einer Stimme sprechen und dabei nationalen (vor allem wirtschaftlichen) Eigeninte-
ressen weniger Bedeutung als bisher beimessen, denn: „Die ehemalige Kolonial-
macht Belgien steht mit Kritik oft alleine da und setzt sich damit Vergeltungsmaß-
nahmen [durch die kongolesische Regierung] aus“.13 Ein weiterer Punkt findet in 
der (internationalen) öffentlichen Diskussion zunehmend Beachtung14: das Thema 
der „Straffreiheit“ für den Präsidenten. Es wird verstärkt darum gehen müssen, 
dem Staatsoberhaupt Garantien zu geben, dass ihm nach einem freiwilligen (wenn 
auch ziemlich verspäteten) Ausscheiden aus dem Amt nicht der Prozess gemacht 
wird, weder in seinem Heimatland noch vor dem Internationalen Strafgerichtshof in 
Den Haag. Es ist wohl kaum davon auszugehen, dass er ohne Aussicht auf eine „si-
chere Zukunftsperspektive“ sein Amt freiwillig räumen, sondern stattdessen alle 
ihm zur Verfügung stehenden Mittel nutzen wird, um an der Macht zu bleiben – bis 
hin zum Bürgerkrieg. Damit einhergehend müsste man auch sicherstellen, dass er 
sein (nach Aussagen von Experten überwiegend nicht rechtmäßig erworbenes) 
Vermögen - zumindest in Teilen - behalten darf. Es steht dabei außer Frage, dass 
aus moralischen und ethischen, aber auch juristischen Aspekten der Gerechtigkeit 
das Thema „Straffreiheit“ für die Opfer von Schreckensherrschaft und Gewalt ein 
Schlag ins Gesicht darstellen würde. Aber möglicherweise würde es einen friedli-
chen Regimewechsel mit der Perspektive auf Einleitung eines Demokratisierungs-
prozesses und Stabilisierung einer gesamten Region bedeuten - und damit das En-
de des Blutvergießens und des täglichen Leids für Millionen von Kongolesen.15  
Fazit: Die Ausweitung von Sanktionen durch die Internationale Staatengemein-
schaft und vor allem die Möglichkeit der Amnestie für den Präsidenten (und seines 
engen Umfeldes?) können den Prozess hin zu einem demokratischen Machtwechsel 
positiv beeinflussen. 
 

 

                                                   

13 Zitat aus dem sehr lesenswerten Beitrag von Janosch Kullenberg (Stiftung Wissenschaft und Politik): 
„Kalkulierte Destabilisierung in der DR Kongo – Die Handlungslogik der Kabila-Regierung“, in: SWP-
Aktuell 16, Ausgabe März 2018. 
 
14 So zuletzt in einem Interview mit dem belgischen Kongo-Experten Kris Berwouts (Neue Zürcher Zei-
tung, 21. April 2018). Beim Thema „Amnestie“ stellt sich ohne Zweifel auch die berechtigte Frage, auf 
welchen Personenkreis im Umfeld des Präsidenten man Garantien bzgl. Straffreiheit ausweiten müss-
te/möchte. Denn: Letztlich ist hierbei ein ganzes System betroffen und nicht nur die Person an der Spit-
ze. 
 
15 Vgl. auch KAS-Länderbericht Demokratische Republik Kongo v. 16. Januar 2018. 
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